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Antrag 

der Abgeordneten Weiss (München), Dr. Daniels (Regensburg) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Erörterungstermin in Wackersdorf 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit wird aufgefordert, im Rahmen der atomrechtlichen Bimdes- 
aufsicht die am 12. August 1988 erfolgte vorzeitige Beendigung 
des Erörtenmgstermins zur atomaren Wiederaufarbeitimgsanlage 
(WAA) Wackersdorf förmlich zu beanstanden. 

Bonn, den 9. September 1988 

Weiss (München) 

Dr. Daniels (Regensburg) 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 


Begründung 

ln der Zeit vom 11. Juli bis 12. August 1988 hat in Neimburg vorm 
Wald (Landkreis Schwandorf) der atomrechtliche Erörterungster- 
min im Genehmigungsverfahren für die geplante WAA Wackers- 
dorf stattgefunden. Der Erörterungstemün wurde am 12._August 
1988 durch den Verhandlungsleiter Miiüsterialrat Dr. W. B. abrupt 
abgebrochen, obwohl zahlreiche Sachthemen noch nicht erörtert 
worden sind und der Verhandlungsleitung noch etwa 50 Wort- 
meldungen schriftlich Vorlagen von Einwendem, die bis dahin im 
Rahmen des Erörterungstermins noch keine Gelegenheit hatten, 
ihre schriftlich erhobenen Einwendtmgen zu erläutern. 

Der Verhandlungsleiter hat sich in seiner auf einen Satz be- 
schränkten Begründimg für den Abbruch auf § 12 Abs. 5 Satz 1 
der Atomrechtlichen Verfahrensverordnung berufen. Dieser be- 
sagt folgendes; „Der Verhandlvmgsleiter beendet den Erörte- 
rungstermin, wenn dessen Zweck erreicht ist. “ 

Die Formulierung des § 12 Abs. 5 Satz 1 AtVfV verleitet zu der 
Ann ahme, es läge in der Hand des Verhandlrmgsleiters, frei dar- 
über zu entscheiden, ob die Zweckerreichimg eingetreten ist, so 
dciß der Erörtenmgstermin beendet werden könnte. Mehrere 
Äußerungen des vorzeitig abgelösten Verhandlungsleiters Mini- 
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sterialrat R. M. und des dann eingesetzten Verhandlungslei- 
ters Ministerialrat Dr. W. B. lassen erkennen, daß diese falsche 
Rechtsauffassung von der Genehmigungsbehörde, dem Bayeri- 
schen Staatsministeriiun für Landesentwicklung und Umweltfra- 
gen, vertreten wird. Diese offensichüich falsche Auslegung der 
einschlägigen gesetzhchen Bestimmungen erfordert zwingend 
eine förmhche Beanstandung durch die Aufsichtsbehörde, in die- 
sem Falle durch den Btmdesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. Denn der Zweck des Erörterungstermins war 
weder nach der AtomrechÜichen Verfahrensverordmmg (AtVfV) 
noch nach dem Atomgesetz (AtG) vmd noch weniger, gemessen 
an der Grundrechtsordnung unseres Grundgesetzes, erreicht. 

Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und der 
Obergerichte ging schon immer davon aus, daß der Erörtenmgs- 
termin nach dem Atomgesetz zumindest ein der Verwaltung vor- 
geschriebenes Mittel ist, sich möghchst umfassend über den für 
die Entscheidung beachtlichen Sachverhalt zu unterrichten (vgl. 
BVerwG, Urteü vom 20. Oktober 1972, BVerwGE 41, 58, 63 ff.). 
Daraus wurde von manchen geschlossen, das Anhörungsverfah- 
ren diene ledighch der Erforschung der allgemeinen Anschauung 
und danüt der Unterstützung der Behörde bei der Entscheidung. 
Diese Auffassung ist in der einschlägigen Literatiu: auf entschie- 
dene Kritik gestoßen (vgl. Redeker, Festgabe zum 25jährigen Be- 
stehen des Bundesverwaltungsgerichts, 1978, S. 511, 520; Blümel 
imd Kimminich, Fünftes Deutsches Atomrechts-Symposium, 
S. 223 und 263). 

Der Mülheim-Kärhch-Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 20. Dezember 1979 (BVerfGE 53, 30 ff.) hat dann eine 
schwerwiegende Änderung gebracht und hat der öffenüichkeits- 
beteüigimg imd damit dem Erörterungstermin in dem Umfang 
Grundrechtsschutzfunktion beigemessen, als in ihren Gnmdrech- 
ten betroffene Personen Einwendungen erhoben haben. Im Klar- 
text des Bimdesverfassungsgerichts; 

„Eine Grundrechtsverletzvmg kommt (nämlich) auch daim in 
Betracht, wenn die Genehmigimgsbehörde solche atomrecht- 
üchen Verfahrensvoraussetzimgen äußer acht läßt, die der 
Staat in ErfüUimg seiner aus Art. 2 Abs. 2 Gnmdgesetz folgen- 
den Schutzpflicht erlassen hat." (BVerfGE 53, 31) 

Seit dieser Entscheidimg des Bimdesvferfassungsgerichts kommt 
dem Erörterungstermin nach der herrschenden Meinung neben 
dem Zweck der Behördeninformation eine besondere Bedeutung 
zu: Er dient vor allem dem rechthchen Gehör der betroffenen 
Personen. Der Erörterrmgsteniün ist wesentlicher Teil des 

„vorgezogenen Rechtsschutzes im Rahmen der frühzeitigen 
Bürgerbeteüigung " . 

Der Grund wird vom Bimdesverfassungsgericht darin gesehen, 

„daß die Grundrechte demgemäß lücht nur das gesamte mate- 
rielle, sondern auch das Verfahrensrecht beeinflussen, soweit 
dieses für einen effektiven Grundrechtsschutz von Bedeutung 
ist. (. . .) Das Grundrecht des Art. 2 Abs. 2 GG beeinflußt auch 
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die Anwendung der Vorschriften über das behördliche und 
gerichthche Verfahren bei der Genehmigimg von Kernkraft- 
werken (und sonstigen Atomanlagen), deren vorrangige Auf- 
gabe gerade darin besteht, Leben und Gesundheit vor den Ge- 
fahren der Kernenergie zu schützen. Das bedeutet nicht, daß 
jeder Verfahrensfehler im atomrechüichen Massenverfahren 
bereits als Grtmdrechtsverletzung zu beurteüen wäre. Eine 
solche Verletzimg kommt aber dann in Betracht, wenn die 
Genehmigungsbehörde solche Verfahr ensvorschriften außer 
acht läßt, die der Staat in Erfüllung seiner Pflicht zum Schutz 
der in Art. 2 Abs. 2 GG genannten Rechtsgüter erlassen hat. " 
(BVerfGE 53, 65) 

liegt nun der Zweck des Erörterungstermins nach der Rechtspre- 
chung des Bundesverfassimgsgerichtes gerade in der Rechts- 
schutzgewährleistung imd im Gnmdrechtsschutz durch Verfah- 
ren, so erscheint der Abbruch des Erörterungstermines als ein 
besonders gravierender Rechtsbruch, wenn der Zweck - wie er 
auch in § 1 Nr. 2 AtG vorrangig zmn Ausdruck kommt — im kon- 
kreten Fall nicht erreicht werden konnte. Genau das ist aber beim 
Erörterungstermin in Neunburg vorm Wald eingetreten. 

Noch bevor auch nur die Hälfte der in einem inoffiziellen The- 
menvorschlag der Verhandlungsleitung benannten Fragestellim- 
gen annähernd erörtert werden konnte, wurde den Einwenderin- 
nen vmd Einwendem die Mögüchkeit genommen, von ihrem 
Recht auf effektiven Rechtsschutz Gebrauch zu machen. Das 
Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklimg und 
Umweltfragen bzw. der von diesem bestellte Verhandlungsleiter 
hat den Anspruch betroffener Personen auf rechüiches Gehör von 
vornherein vereitelt. Der rönüsch-rechfliche Grundsatz des 
„audiatur et altera pars“ wird damit genauso verletzt wie das 
anglo-amerikanische Rechtsprinzip des „fair trial" imd das Gebot 
der Waffengleichheit der Einwender/innen mit den Antragstel- 
lern. Daß dem so ist, läßt sich zum Beispiel darin erkennen, daß 
über wesenüiche Anlagenteüe der WAA, wie die MOX-Brennele- 
mentefabrik, die Verglasungsanlage für hochradioaktive Abfälle, 
die Verbrennungsanlage für radioaktive Abfälle, die Verfesti- 
gungsanlagen für MAW und LAW, die TBP-Pyrolyseanlage sowie 
die Pufferläger für HAW/MAW/LAW (Diese Aiüagen sind alle Be- 
standteile der WAA) bisher überhaupt noch keine Erörterung 
stattgefunden hat. 

Darüber hinaus muß festgestellt werden, daß durch die Ausgren- 
zimg wesenüicher für Leben vmd Gesvmdheit der Bevölkerung 
wichtiger Fragestellungen von seiten der Genehmigimgsbehörde 
noch nicht einmal die Pflicht zvu: allseitigen Information entspre- 
chend dem althergebrachten Grundsatz des Amtsermittlungsprin- 
zips erfüllt ist. Auch insoweit muß eine Amtspflichtsverletzung der 
Genehmigungsbehörde festgestellt werden, die ein Eingreifen der 
Aufsichtsbehörde zwingend notwendig erscheinen läßt. 

Die klar festgesteUten Rechtsverletzvmgen können bedauerücher- 
weise nicht schon jetzt von den betroffenen Einwenderinnen und 
Einwendem klageweise geltend gemacht werden, da gemäß 


Drucksache 11/2894 


3 



Drucksache 1 1 /2894 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


§ 44a der Verwaltimgsgerichtsordnung erst die Genehmigung 
abgewartet werden muß. Wenn also der verwaltungsgerichtliche 
Rechtsschutz hier ein weiteres Mal zu kurz greift, so ist eine 
förmliche Beanstandimg des Verhaltens der bayerischen Geneh- 
migtmgsbehörde durch die Bundesaufsicht tun so dringender 
geboten. 
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